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Bericht 

des Wahlprüfungsausschusses 
(2. Ausschuß) 


über die Wahlanfechtung des Pfarrers Klundt, Sickenhofen, 
sowie Lt. Walentowski, Heubach, Post Groß-Umstadt, gegen 
die Gültigkeit der Wahl zum ersten Deutschen Bundestag 
vom 14. August 1949 im Lande Hessen - Wahlkreis 21 - 

— AZ 119/49 — 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Ewers 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen. 


Bonn, den 7. Dezember 1951 


Der Wahlprüfungsausschuß 

Dr. Schneider Ewers 

Vorsitzender - Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — AZ 119/49 — 
des Pfarrers Klundt, Sickenhofen (Hessen), 
und 

Lt. Walentowski, Heubach, Post Groß-Um- 
stadt (Hessen), 

betr. die Wahl im Wahlkreis 21 des Landes 
Hessen (Dieburg-Erbach, gewählter Abge- 
ordneter Heinrich Ritzel, 

hat der Bundestag in seiner Sitzung vom 
beschlossen: 

Der Einspruch des Pfarrers Klundt und 
Lt. Walentowski gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum ersten Deutschen Bundestag 
im Wahlkreis 21 des Landes Hessen 
(Dieburg-Erbach) wird zu rück gewiesen. 


Tatbestand: 

Die Einsprechenden haben fristgerecht über 
den Landrat des Landkreises Dieburg die Wahl 
angefochten und geltend gemacht, bei der 
Veröffentlichung der Wahlvorschläge seien 
durch den Wahlleiter des Kreises Dieburg auch 
die Namen der 500 Unterzeichner für den 
unabhängigen Kandidaten Herrn Dr. von 
Hartmann mit veröffentlicht. Dieses hätten 
sich zwei Peisönlichkeiten der CDU, die 
Herren Dr. Schott und Dr. Schneider zunutze 
gemacht und u. a. an die 500 Unterzeichner 
des Wahl Vorschlages den gedruckten Rund- 
brief (Seite 7 der Akte) übersandt. Dadurch 
sei eine unzulässige Wahlbeeinflussung ermög- 
licht und herbeigeführt. In der mündlichen 
Verhandlung waren die Einsprechenden nicht 
erschienen und nicht vertreten. 


Entscheidungsgründe : 

Die Veröffentlichung der Unterzeichner eines 
Wahlvorschlages „soll” nach der Wahlordnung 
nicht erfolgen. Die Verletzung dieser Soll- 
vorschrift macht die Wahl nicht ungültig. Da 


es durchaus zweifehaft sein kann, ob die. Ver- 
öffentlichung solcher Namen sich bei der 
Wahlpropaganda für oder gegen den vorge- 
schlagenen Kandidaten auswirkt, so kann 
keineswegs unterstellt werden, daß durch die 
Übertretung der Sollvorschrift etwa eine ein- 
seitige Stellungnahme gegen den Wahlvor- 
schlag erfolgt sei, dessen Unterschriften mit 
veröffentlicht sind. 

Es ist jedermann gestattet, aus Anlaß einer 
Wahl an jeden Wähler Briefe zu versenden, 
in denen er zu einer bestimmten Haltung 
auffordert. Das Rundschreiben Seite 7 ist 
insofern in keiner Weise zu beanstanden. Sein 
Gesamtinhalt läßt sich kurz dahin zusammen- 
fassen, daß nach der Auffassung der Versender 
in dem Wahlkreis Dieburg-Erbach die eigent- 
liche Entscheidung allein zwischen dem Kan- 
didaten der SPD und demjenigen der CDU 
liege und daß jeder weitere Kandidat, der sich 
um Stimmen bewirbt, dadurch die Wahl des 
SPD-Kandidaten fördere, weil er eine Zer- 
splitterung der Stimmen bewirke. Das, hervor- 
gehoben durch besondere Hinweise der CDU, 
ist der in jeder Beziehung erlaubte Inhalt des 
Rundbriefes, durch den gegen gesetzliche 
Vorschriften in keiner Weise verstoßen ist. 

Dieser Wahlanfechtung mußte daher umso- 
mehr der Erfolg versagt werden, als ja nicht 
der Kandidat der CDU, sondern der Abge- 
ordnete Ritzel (SPD) gewählt ist, ein ursäch- 
licher Zusammenhang zwischen der beanstan- 
deten Wahlpropaganda und dem Wahlausgang 
also nicht besteht. 

Rechtsmittelbelehrung : 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243) das 
Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundes- 
verfassungsgericht binnen einem Monat nach 
Erlaß dieses Beschlusses unter den im § 48 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angege- 
benen Voraussetzungen zulässig. 
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